
 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Ja zur Schwedischen Initiative  

 

Solothurn, 19. August 2008 – Der Regierungsrat begrüsst in seiner Vernehmlassung 

an das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement den Bundesbeschluss über 

die Genehmigung und Umsetzung der Schwedischen Initiative. Die Initiative zielt da-

rauf ab, den polizeilichen Informationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbe-

hörden der Schengen-Staaten zu vereinfachen. 

 

Die so genannte Schwedische Initiative will den polizeilichen Informationsaustausch 

unter den Schengen-Staaten vereinfachen. Es handelt sich dabei um eine Wei-

terentwicklung des Schengen-Besitzstandes, welche die Schweiz durch Abschluss 

eines völkerrechtlichen Vertrages mit der EU zu übernehmen hat.  

 

Der Regierungsrat begrüsst die verfolgte Absicht der Schwedischen Initiative und 

stimmt dem genannten Bundesbeschluss sowie dem Schengen-

Informationsaustausch-Gesetz (SIaG) zu. Dieses schafft klare und verständliche 

Modalitäten für den Informationsaustausch. 
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Weitere Auskünfte erteilt: 

Thomas Zuber, Kommandant-Stv. Polizei Kanton Solothurn, 032 627 70 15 


